
BESCHLUSS DES PRÄSIDENTEN DER DRITTEN KAMMER 
DES GERICHTSHOFES 

VOM 5. FEBRUAR 1982 1 

Sven-Ole Mogensen und andere 
gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

Rechtssache 10/82 R 

In der Rechtssache 10/82 R, 

SVEN-OLE MOGENSEN, CARL WALTENBURG, LENE ØHRGAARD und JEAN-LOUIS 

DELVAUX, 

Beamte der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Prozeßbevoll­
mächtigte: Rechtsanwältin Jytte Thorbek, Kopenhagen, Zustellungsbevoll­
mächtigter in Luxemburg: Rechtsanwalt Jacques Loesch, 2, rue Goethe, 

Antragsteller, 

gegen 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren 
Rechtsberater Johannes F. Buhl als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmäch­
tigter in Luxemburg: Herr Oreste Montako, Jean-Monnet-Gebäude, Kirch­
berg, 

Antragsgegnerin, 

wegen Antrags im Verfahren der einstweiligen Anordnung, die Besetzung 
der mit Stellenausschreibung KOM/1144/80 ausgeschriebenen Planstelle 

1 — Verfahrenssprache: Dänisch. 
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eines Überprüfers vorläufig bis zur Verkündung des Urteils in der H a u p t ­
sache zu verbieten, in der die Kläger die Ablehnung ihrer Bewerbungen für 
diese Planstelle durch die Kommission angefochten haben. 

Tatbestand 

Die Antragsgegnerin veröffentlichte am 
19. Dezember 1980 die Stellenausschrei­
bung KOM/1144/80, wonach in der dä­
nischen Übersetzungsabteilung eine 
Überprüferstelle frei war. Die vier An­
tragsteller bewarben sich um diese Stelle. 
Am 15. Mai 1981 wurde ihnen mitgeteilt, 
daß die Anstellungsbehörde ihre Bewer­
bung abgelehnt habe. Gegen diese Ent­
scheidung legten sie eine Beschwerde 
vom 18. Mai 1981 ein. Diese wurde mit 
Schreiben vom 1. Dezember 1981 zu­
rückgewiesen. Die Antragsteller haben 
daraufhin eine gemeinsame Klage erho­
ben, die am 8. Januar 1982 bei der Kanz­
lei des Gerichtshofes eingegangen ist. 
Zwischenzeitlich ernannte die Kommis­
sion mit einer Entscheidung, deren Da­
tum nach dem Stand der Akten nicht 
feststeht, Herrn E. H , Überprüfer beim 
Rat, mit Wirkung vom 1. Januar 1982 im 
Wege der Übernahme auf die freie Plan­
stelle. Die Antragsteller haben mit ge­
trennten. Schriftsätzen einen Antrag auf 
Erlaß einer einstweiligen Anordnung ge­
stellt, der vom 22. Dezember 1981 da­
tiert und am 8. Januar 1982 in das Regi­
ster der Kanzlei des Gerichtshofes einge­
tragen worden ist. Sie beantragen, es der 
Antragsgegnerin zu untersagen, die 
Überprüferstelle (KOM/1144/80) zu be­
setzen, bevor der Gerichtshof sein Urteil 
in der Hauptsache erlassen hat. 

Die Antragsgegnerin hat mit Schriftsatz, 
der am 25. Januar 1982 in das Register 
der Kanzlei eingetragen worden ist, Stel­
lung genommen. Sie hat beantragt, den 
Antrag auf Erlaß einer einstweiligen An­

ordnung zurückzuweisen. Der aufgrund 
der Entscheidung des Präsidenten des 
Gerichtshofes vom 12. Januar 1982 
zuständige Präsident der Dritten Kam­
mer hat die Parteien zur Sitzung am 
1. Februar 1982 geladen. 

Die Antragsteller haben folgendes vorge­
tragen : 

— Es liege eine Dringlichkeit vor, denn 
der Umstand, daß Herr E. H. für die 
streitige Stelle ernannt worden sei, 
hindere die Ernennung eines der An­
tragsteller nach Verkündung des Ur­
teils in der Hauptsache; 

— aus demselben Grunde sei den An­
tragstellern ein irreparabler Schaden 
entstanden; 

— die Rechtssicherheit stehe der Beset­
zung der streitigen Planstelle entge­
gen. 

Die Antragsgegnerin macht geltend, 

— es sei keine Dringlichkeit gegeben, da 
die Stelle seit dem 1. Januar gemäß 
den Vorschriften des Beamtenstatuts 
besetzt sei; 

— der den Antragstellern möglicher­
weise entstandene Schaden könne — 
zum Beispiel durch Zahlung von 
Schadensersatz — wiedergutgemacht 
werden; 

— die Notwendigkeit der Aussetzung 
des Vollzugs sei nicht — wie nach 
der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes erforderlich — glaubhaft 
gemacht. 
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Gründe 

1 Der Richter im Verfahren der einstweiligen Anordnung hat im Rahmen des 
Vorbringens der Parteien seine Prüfung auf die Gründe zu beschränken, die 
für die Beantwortung der Frage, ob eine Dringlichkeit gegeben ist, maß­
gebend sein können. 

2 Unter diesem Blickwinkel ist schon jetzt festzustellen, daß die streitige Stelle 
bereits besetzt ist und die beantragte Anordnung angesichts der derzeitigen 
tatsächlichen Lage keinen Sinn mehr hätte. 

3 Somit ist, ohne daß diese Feststellung irgendeine Auswirkung auf die Ent­
scheidung zur Hauptsache und die sich daraus eventuell ergebenden Folgen 
hätte, die tatsächliche Lage zur Kenntnis zu nehmen und der Antrag, der 
nunmehr gegenstandslos ist, zurückzuweisen. 

K o s t e n 

4 Die Kostenentscheidung ist beim gegenwärtigen Verfahrensstand vorzubehal­
ten. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER PRÄSIDENT DER DRITTEN KAMMER DES GERICHTSHOFES DER EUROPÄISCHEN 

GEMEINSCHAFTEN 

im Verfahren der einstweiligen Anordnung 

beschlossen: 

1. Der Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung wird zurückge­
wiesen. 
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2. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Luxemburg, den 5. Februar 1982 

Der Kanzler 

A. Van Houtte 

Der Präsident der Dritten Kammer 

A. Touffait 
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